
v.l. Dr. Klaudia Tietze, Geschäftsführerin d. Gelben Hand,  
Petra Reinbold-Knape, Mitglied des geschäftsführenden 
Hauptvorstands der IG BCE, Giovanni Pollice, Vorsitzender d. 
Gelben Hand, Francesco Grioli, Mitglied des geschäftsführen-
den Hauptvorstands der IG BCE.

Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Traditionell am ersten Samstag im Dezember 
lädt die IG  BCE zur größten migrationspoliti-
schen Tagung innerhalb des DGB: zur Reckling-
häuser Tagung. Diese fand in diesem Jahr zum 
49. Mal statt und warf somit ihr Licht schon auf 
die runde „50“ im nächsten Jahr. Ebenso zur 
Tradition gehört es, dass die Gelbe Hand mit da-
bei ist. Unser Vorsitzender Giovanni Pollice so-
wie unsere Geschäftsführerin Dr. Klaudia Tietze 
waren eingeladen, ebenso war Redakteur Marco 
Jelic auf der Tagung. Am Info-Stand konnten 
Kolleg*innen über aktuelle Fragen in den Aus-
tausch mit der Gelben Hand kommen. Es waren 
rund 250 interessierte IG BCE-Kolleg*innen, die 
am 7. Dezember in das moderne Festspielhaus 
der Stadt Recklinghausen kamen, um Themen 
rund um betriebliche und gesellschaftliche Viel-
falt zu diskutieren. Im Fokus stand in diesem 
Jahr die Frage, wie man in Zukunft Vielfalt, Mit-
bestimmung und die Digitalisierung erfolgreich 
gestalten könne. „Unser Kurs Richtung Zukunft 
– Diversity-Management als Garant für eine star-
ke betriebliche Mitbestimmung“ lautete das 
Motto. 
In der Tradition verankert, die Zukunft im Blick, 
so verortete auch Petra Reinbold-Knape, Mit-
glied des geschäftsführenden Hauptvorstandes, 

in ihrer Eröffnungsrede die IG BCE. Migration sei 
seit je her wichtiger Bestandteil der Gewerk-
schaft, die mit 99 Nationen innerhalb ihrer Mit-
gliedschaft Vielfalt tagtäglich lebe. In Bezug auf 
den erstarkenden Rechtspopulismus gelte es 
daher „Haltung und Rückgrat“ zu zeigen, appel-
lierte Reinbold-Knape. Angesichts des Terror-
akts von Halle machte sie deutlich, dass Antise-
mitismus nie wieder sein dürfe und man als 
Gewerkschafter*innen dagegen aufstehen müs-
se: „Schweigen darf nie unsere Antwort sein. 
Das werden wir nicht tun!“ Aber auch im Alltag, 
in sozialen Medien gelte es „Hatespeech“ (Hass-
rede) und Diskriminierung entgegenzutreten. 
Petra Reinbold-Knape hob diesbezüglich auch 
die gute Zusammenarbeit mit der Gelben Hand 
hervor. Auf betrieblicher Ebene forderte Rein-

bold-Knape, dass „Diversity“, also das Fördern 
von Vielfalt und der Abbau von diskriminieren-
den Strukturen, fester Bestandteil in den Betrie-
ben werden müsse, denn auch die Arbeitgeber 
profitierten von Interkulturalität: „Rechtspopu-
lismus wird auch im Betrieb nicht geduldet. Wir 
setzen uns dafür ein, dass jede Form der Diskri-
minierung verhindert wird. Wir stehen für Frei-
heit, Solidarität und Gerechtigkeit!“ 
So wie Vielfalt im Betrieb seit langem eine Reali-
tät darstellt, so tut sie es auch in bunten Städten 
wie Recklinghausen. Darauf sei er stolz, betonte 
der erste Bürger der Stadt, Bürgermeister Chris-
toph Tesche in seinem Grußwort. In diesem 
„Demokratie-Jahr“ – 100 Jahre Weimar, 70 Jah-
re Grundgesetz – unterstrich er die Rolle der Ge-
werkschaften: „Unsere Demokratie wäre heute 
nicht dieselbe ohne Gewerkschaften!“ 
Um Demokratisierung und Mitbestimmung in 
den Betrieben ging es dann unter anderem im 
detailreichen Fachvortrag von Francesco Grioli, 
Mitglied des geschäftsführenden Hauptvor-
standes der IG BCE, der zur Mitbestimmung in 
der digitalen Zukunft referierte und dabei auf-
zeigte, wie die IG  BCE den Wandel der Arbeit, 
die digitale Transformation, im Sinne der 
Arbeitnehmer*innen mitgestalten müsse. In 
der anschließenden Podiumsdiskussion disku-
tierten neben den zwei Vorstandsmitgliedern 
Petra Reinbold-Knape und Francesco Grioli, 
auch zwei Mitglieder des interkulturellen Bun-
desarbeitskreises der IG  BCE, Senol Ünlü und 
Ziya Yüksel, die Frage, wie interkulturelle Arbeit 
in Zukunft aussehen könnte. BASF-Mitarbeiter 
Yüksel betonte, dass Vielfalt längst eine Realität 
sei, dass Menschen mit Migrationshintergrund 
mittlerweile aktiv mitgestalten und Verantwor-
tung, als Betriebsräte oder Vertrauensleute, 
übernehmen würden. Dennoch nehme Rassis-
mus wieder zu, daher müsse man „den Rechten 
die Stirn bieten“. Von der IG BCE ging wieder ein 
kraftvolles Signal aus, innerhalb der Betriebe 
und in der Gesellschaft Vielfalt wertzuschätzen 
und Rassismus entgegenzutreten. Glück auf! 

Vielfalt und Mitbestimmung  
in der digitalen Arbeitswelt   
49. Recklinghäuser Tagung der IG BCE   
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Antifaschismus ist 
gemeinnützig!  
Der Vereinigung der Verfolgten des Nazi
regimes wurde die Gemeinnützigkeit aber-
kannt. Das Berliner Finanzamt traf im Novem-
ber die Entscheidung. Der VVN-BdA, kurz für 
Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – 
Bund der Antifaschistinnen und Antifaschis-
ten, ist damit in seiner Existenz bedroht. 
Die Auschwitz-Überlebende, Sängerin und 
VVN-BdA-Ehrenvorsitzende Esther Bejarano, 
die immer wieder auch auf gewerkschaftli-
chen Veranstaltungen auftritt und über den 
Holocaust aufklärt, hat einen emotionalen 
Offenen Brief an Bundesfinanzminister Olaf 
Scholz geschrieben und gegen den Entzug 
der Gemeinnützigkeit protestiert. „Das Haus 
brennt – und Sie sperren die Feuerwehr aus“, 
heißt es darin. 
Auch der DGB lehnt die Einschränkung des 
Gemeinnützigkeitsrechts, wie auch schon bei 
Vereinen wie Attac oder Campact geschehen, 
ab. Für den DGB ist klar: „Eine lebendige 
Demokratie braucht eine aktive Zivilgesell-
schaft. Auch der zivilgesellschaftliche Protest 
ist unverzichtbarer Teil einer demokratischen 
Gesellschaft.“
Dem schließt sich auch der Kumpelverein an. 
Unser Vorsitzender Giovanni Pollice erklärt: 
„In Zeiten, in denen Faschisten in Parlamente 
einziehen, in denen Neonazis Attentate ver-
üben, dürfen wir Antifaschismus nicht ver-
hindern, sondern müssen ihn mit allen Mit-
teln fördern!“
Das Bündnis „Unteilbar“ hat eine öffentliche 
Erklärung gestartet gegen die Aberkennung. 
Hier der Link zum Unterzeichnen: https://
www.unteilbar.org/gemeinnuetzig/

https://www.unteilbar.org/gemeinnuetzig/
https://www.unteilbar.org/gemeinnuetzig/


„Ohne Gewerkschaften wäre es eine zwischenmenschlich kalte Gesellschaft“
Exklusives Gelbe Hand-Interview mit Ali Can, Sozialaktivist und Leiter des VielRespekt-Zentrums in Essen

Damit wollte ich, dass nicht die Demagogen die 
Stimme dieser Leute werden. Das war der gro-
ße Beginn meines politischen Sozialaktivismus. 

Noch größere Öffentlichkeit erlangte später 
dein Hashtag  #metwo, der angelehnt war an 
die amerikanische metoo-Kampagne gegen 
Sexismus. Dein „me two“ bedeutet „Ich zwei“. 
Was waren das Ziel und die Wirkung? 
Marginalisierte Gruppen müssen sich in den öf-
fentlichen Raum trauen, sie müssen sich ihn ja 
leider erstreiten. Für eine große Veränderung 
sind persönliche Geschichten die besten. Wir 
müssen dieser großen, anonymen Masse von 
Flüchtlingen und Migranten Gesichter geben. Ich 
habe #metwo ins Leben gerufen, um sichtbar zu 
sein, um mitreden zu können. Gleichzeitig war 
es ein Paradigmenwechsel: Davor habe ich gere-
det, um die aufnehmende Gesellschaft offener 
zu machen. Jetzt ging es um Empowerment, um 
Betroffene, die wir zu selten im Blick haben. Das 
war also ergänzend, komplementär. Diese Seite 
ist wichtig. Ich versuche beide Seiten mitzuden-
ken und das ist keine Frage der Abwägung. Es 
geht um eine Vision, plurale Identitäten zu ak-
zeptieren. Deswegen der Hashtag „Ich zwei“. 
Diese Menschen sind deutsch und noch etwas 
anderes – nicht oder. Wir versuchen heutzutage 
immer noch ein Oder daraus zu machen: Bist du 
deutsch oder türkisch? Die gesammelten Alltags-
geschichten sollten die Vielfalt der Identitäten 
verdeutlichen und Vielfalt fördern.

Du hast diesem Thema ein ganzes Buch ge-
widmet und über das „Deutsch-Sein“ ge-
schrieben. Über 20 Mio. Menschen in Deutsch-
land haben diese pluralen Identitäten, haben 
Migrationsbiografien. Warum ist Vielfalt auch 
heute noch keine Selbstverständlichkeit? 
Zum einen hat das historische Gründe. Wir dekla-
rierten die Menschen als „Gastarbeiter“. Bis in die 
80er Jahre gab es Prämien des deutschen Staa-
tes, wenn Menschen z. B. in die Türkei zurückgin-
gen. 10000 D-Mark. Zum anderen ist Vielfalt für 
viele deshalb schwer zu akzeptieren, weil sie 
durch die deutsche Geschichte sinnbildlich nicht 
den Boden unter den Füßen haben. Es brauchte 
erst Zeit und eine Akzeptanz. Ich glaube, dass ei-
niges aus dieser Denke noch nicht richtig abge-
schlossen ist. Was sind wir jetzt wirklich? Vor ein, 
zwei Generationen hat man sich noch geschämt 
zu sagen: Ich bin Deutscher. Wie wollen Men-
schen, wenn sie über Identität reden, das positiv 
und plural besetzen, wenn sie schon mit einer 
Identität in einem sehr komplexen Verhältnis zu 
deutschen Geschichte stehen? Es ist bislang nicht 
gelungen, diese starke Verantwortung der Ge-
schichte zu übernehmen und diese Erinnerungs-
kultur nachhaltig und zukunftsorientiert zu pfle-
gen und daneben gleichzeitig eine neuzeitliche 
Auslegung von Identität zu akzeptieren. Identität 
wurde davor immer nur als Einbahnstraße gese-
hen, als etwas Monotones und Homogenes. Und 
daher schwingt immer noch etwas Schweres mit, 
wenn man über Deutsch-Sein redet. Das ändere 
ich mit meinem neuen Buch.

Wir haben viel über Identitätsfragen gespro-
chen, es spielen aber auch soziale Aspekte 

eine Rolle. Es gibt Unsicherheiten im Arbeits-
leben, Abstiegsängste im Zuge von Standort-
konkurrenz und Globalisierung. Das spielt 
Rechtspopulisten in die Karten. Was können 
in der Arbeitswelt Gewerkschaften leisten? 
Gewerkschaften werden nicht darum herum-
kommen, die Firmenkultur ändern zu müssen. 
Früher hat man vielleicht stärker Arbeit und Ge-
sellschaftsleben getrennt. Das geht nicht mehr. 
Wir erleben gerade, in Schulen und anderen Be-
reichen, dass Dinge hinterfragt werden, dass 
sensibilisiert wird. Auch bei der Arbeit müssen 
die Leute merken, wie viel gesellschaftliche Ver-
antwortung sie haben. Und im Lichte dieser Ver-
antwortung für die Mitmenschen und die Ge-
sellschaft müssen sie dafür einstehen, dass man 
auch auf der Arbeit nicht alles sagen darf, dass 
niemand rassistisch beleidigt werden darf. Es 
geht um die Würde. Es braucht Augenhöhe und 
Wertschätzung. Um rassistische Vorfälle im Vor-
feld zu vermeiden, bräuchte es aber einen lan-
gen Prozess der Sensibilisierung. Da gibt es mei-
nes Wissens wenig Kreativität. Ich kenne wenige 
Vereine wie die Gelbe Hand, die im Vorfeld ein 
Programm auffahren zur Schlichtung und Kon-
fliktbewältigung. Davon bräuchte es mehr. 

In der Tat ist das unsere Hauptaufgabe. In un-
serem Projekt „Aktiv im Betrieb“ haben wir 
z. B. gemeinsam mit Partnerbetrieben Modu-
le entwickelt, um Themen wie Konfliktlösung, 
Demokratie und Antirassismus nachhaltig in 
Ausbildungsgänge zu implementieren. Die Ar-
beitswelt ist als Handlungsfeld erkannt, aber 
ja, es bräuchte flächendeckend Präventions-
arbeit und Sensibilisierung. Daher braucht es 
starke Gewerkschaften. 
Ja, das stimmt. Gewerkschaften sind für mich die 
handelnden Parlamente, die Stimme der arbei-
tenden Menschen. Nicht alle haben immer die 
Zeit, sich außerhalb des harten Arbeitslebens in 
der Freizeit auch politisch dafür aufzuopfern. 
Daher sind die Gewerkschaften wichtige, starke 
Partner, die  den Menschen eine Stimme geben 
und sozusagen „an der Front“ sind mit den Kon-
zernchefs, mit der Politik. Die Gewerkschaften 
sind der einzige „safe space“ (geschützter Raum, 
Anm. d. Red.) für die Arbeitnehmer*innen, um die-
se sozialen Themen voranzutreiben. Deswegen 
bin ich oft bei den Gewerkschaften. Wenn es sie 
nicht gäbe, wäre es nicht nur ein rein wirtschaft-
lich kapitalistisches Land, sondern es wäre auch 
eine zwischenmenschlich kalte Gesellschaft.
Das Interview mit Ali Can in voller Länge gibt es 
auf unserer Homepage: www.gelbehand.de

Er ist momentan einer der gefragtesten Antiras-
sismus-Aktivisten Deutschlands: Ali Can. Bekannt 
wurde der 26-Jährige durch Initiativen wie die 
„Hotline für besorgte Bürger“, bei der er am Tele-
fon über Themen der Migration sprach, aufklärte 
und Ängste nahm. Seiner darauffolgenden Kam-
pagne #metwo folgten zehntausende Menschen, 
die ihre Erfahrungen mit Alltagsrassismus in den 
Sozialen Medien erzählten, darüber diskutierten 
und so Rassismus sichtbar machten. Kürzlich er-
schien sein neues Buch „Mehr als eine Heimat. 
Wie ich Deutschsein neu definiere“. Wir haben Ali 
Can getroffen und mit ihm über Vielfalt, „Deutsch-
Sein“, das Engagement gegen Rassismus und die 
Rolle der Gewerkschaften gesprochen. 

Wie kam es dazu, dass du gesagt hast, du 
willst dich engagieren und auf welche Weise 
hast du das getan? 
In den Jahren 2014 und 2015 hat sich mit der zu-
nehmenden Einwanderung von Geflüchteten im 
Land etwas verändert. Rechtspopulisten wur-
den stärker, Bewegungen wie Pegida größer. 
Selbst Menschen aus meinem Umfeld haben 
den ein oder anderen diskriminierenden Spruch 
'rausgelassen. Auch in der Familie meiner da-
maligen deutschen Freunde kamen solche Aus-
sagen. Das hat mich getroffen, denn ich war mal 
selbst einst ein Asylsuchender, meine Familie 
war bis 2007 geduldet und sollte abgeschoben 
werden. Irgendwann habe ich das Video gese-
hen von einem wütenden Mob in Clausnitz, der 
einen ankommenden Bus mit Geflüchteten blo-
ckierte. Darin sieht man einen weinenden Jun-
gen, der sich an die Mutter klammert. Da war 
mein persönliches Fass übergelaufen. Ich wollte 
aber nicht den gleichen Fehler machen wie 
Rechtspopulisten und pauschal über den Ort 
urteilen. Also musste ich die Menschen kennen-
lernen. Ich habe eine Reise in den Osten ge-
macht, habe Erfahrungen aus erster Hand ge-
sammelt, Gespräche geführt, die mich geprägt 
haben. Ich bin in Kneipen gegangen, in Orte, die 
ich aus den Medien kannte. Und ich bin auch zu 
Pegida. Das war die erkenntnisreichste Station. 
Das war 2016 kurz vor Ostern. Zunächst stieß ich 
auf Ablehnung. Als ich dann mit einem Schoko-
Osterhasen demonstrativ durch die Menge lief, 
kam ich plötzlich mit den Leuten ins Gespräch. 
Was ich gelernt habe: Aus ihrer Perspektive hat-
ten wir jetzt einen gemeinsamen Nenner. Jetzt 
kamen die Leute zu mir, sie waren aus eigenem 
Antrieb motiviert. So banal diese Geschichte 
klingt, in ihr steckt so viel Tiefe. All mein Engage-
ment, was danach kam, kommt aus dieser Situ-
ation. Und ich habe meine Schubladen über 
“Ostdeutsche” neu sortiert.

War das dann die Initialzündung für die „Hot-
line für besorgte Bürger“? 
Ja genau. Diese Erfahrungen waren die Basis, 
die Erkenntnis über den gemeinsamen Nenner. 
Ich war Ansprechpartner am Telefon für „be-
sorgte Bürger“, ich wollte das Feld der Men-
schen, die Ängste haben, nicht den Radikalen 
und Demagogen überlassen. Ich habe Aufklä-
rungs- und Bildungsarbeit für Leute gemacht, 
die wie in einer Drehtür sind – sie können nach 
rechts gehen, aber sie können auch umdrehen. 

Ali Can und unser Redakteur Marco Jelic, der Ali Can in dessen 
interkultureller Begegnungsstätte “VielRespekt-Zentrum”  
in Essen für das Gespräch besucht hat.

http://www.gelbehand.de


Wie verändert sich die Neue Rechte? 
Themenabend zu Rechtsextremismus des DGB Mülheim-Essen-Oberhausen am 26. November  
im Gewerkschaftshaus in Essen  

Demokratie und Vielfalt im Betrieb 
fördern
Abschlussveranstaltung des Projektes „Aktiv im Betrieb“  
am 13. Dezember Düsseldorf

Rund 50 interessierte Gewerkschafter*innen wa-
ren am 26.  November der Einladung des DGB 
Mülheim-Essen-Oberhausen gefolgt und ins Esse-
ner Gewerkschaftshaus gekommen. An jenem 
Abend fand eine Diskussionsrunde zum Thema 
Rechtsextremismus und Rechtspopulismus statt, 
die gemeinsam mit dem DGB Bildungswerk NRW 
e.V. und der Gelben Hand ausgerichtet wurde. 
„Wie verändert sich die Neue Rechte?“ war dabei 
eine der zentralen Fragen. Um das zu verstehen 
und dem etwas entgegenzusetzen, müsse man 
sich mit der Vergangenheit und dem Nationalso-
zialismus beschäftigen, gerade auch als Gewerk-
schaften, betonte Dieter Hillebrand, Regionsge-
schäftsführer des DGB Mülheim-Essen-Oberhau- 
sen, in seiner Begrüßung: „Schon alleine wegen 
unserer eigenen Geschichte. Ich benenne hier die 
Erstürmung der Essener Gewerkschaftshäuser 
am 2.  Mai 1933. Alleine im Stadtgebiet wurden 
über 30 ehren- und hauptamtliche Gewerkschaf-
ter von den Nazis aus den Gewerkschaftshäusern 
geholt, geschlagen, gefoltert und umgebracht.“ 
An Karl Wolf damals beim DMV, der Vorläuferorga-
nisation der IG Metall, den die Nazis im KZ Sach-
senhausen ermordeten, erinnere heute der große 

Konferenzsaal im Essener Gewerkschaftshaus. 
„Die geschichtliche Erinnerung wach halten und 
das kritische Bewusstsein gegen heutige Neo
nazis stärken, gehört zu unseren Aufgaben. Seit 
Jahren führen wir mit Jung und Alt Fahrten zu Ge-
denkstätten durch, um an die schreckliche Zeit zu 
erinnern. Wir stehen für Vielfalt, Toleranz und 
Respekt. Gestern, Heute und Morgen“, unterstrich 
Dieter Hillebrand, Regionsgeschäftsführer DGB 
Mülheim-Essen-Oberhausen. Im Anschluss folgte 
ein Vortrag von Tim Ackermann, Referent beim 
DGB Bildungswerk NRW e.V., zu den Strukturen 
und Akteuren der neuen und extremen Rechten 
in Nordrhein-Westfalen. Er ging auf aktuelle Ent-
wicklungen in diesem Feld ein und berichtete 
über rechte Bürgerwehren wie die „Steeler 
Jungs“ in Essen-Steele oder Bündnisse wie die 
„Besorgten Bürger“ in Herne und Pegida NRW. 
Bei rechten Demos sei es wichtig, durch zivil
gesellschaftliche Gegenmobilisierung solchen ex
trem rechten Aufmärschen entgegenzuwirken, so 
der Experte. Im Parlament würden diese Bewe-
gungen durch die AfD repräsentiert. Ackermann 
warnte daher vor deren Strategie, sich als „bür-
gerliche Partei“ darzustellen: „Die AfD in NRW be-

Nie wieder! Siemens-Azubis gegen 
Antisemitismus   
Gelbe Hand gemeinsam mit der IG Metall Düsseldorf-Neuss 
zu Gast auf der Siemens Jugend- und Auszubildenden
versammlung in Düsseldorf 

Zu ihrer Jugend- und Auszubildenden-
versammlung am 4. Dezember lud die 
JAV der Siemens Niederlassung Düssel-
dorf unsere Gelbe Hand-Referentin San-
dra Hoeboer ein. Während der Vorberei-
tungen setzen sich die JAVis gemeinsam mit dem Jugendsekretär der 
IG Metall Düsseldorf-Neuss – Christian Mansfeld – zusammen und diskutier-
ten über die aktuelle politische Situation in Düsseldorf. Besonders betroffen 
machte sie ein Artikel des WDR, in dem berichtet wurde, dass jüdische Mit-
menschen aufgrund der rechtsextremen Umtriebe erwägen, das Land zu 
verlassen. Für Yannic Müller, JAV Vorsitzender der Siemens Niederlassung 
Düsseldorf, ist dies eine besorgniserregende Entwicklung, der man entge-
gentreten muss: „Es kann doch wohl nicht angehen, dass in unserem Land 
– in unserer Stadt Düsseldorf – gesellschaftliche Verhältnisse wie in den Jah-
ren 1930 – 1933 ans Tageslicht kommen und wir einfach so darüber hinweg-
sehen. Wir müssen uns solidarisch auch in den Betrieben zusammenschlie-
ßen und eine klare Kante gegen Rechts aufzeigen.“ Sandra Hoeboer erklärte 
in ihrem Vortrag, wie die „Gelbe Hand“ damals 1986 von der DGB-Jugend 
gegründet wurde und stellte dar, wie heute junge Kolleg*innen im Rahmen 
ihrer Ausbildung Projekte gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus orga-
nisieren können. Dabei ging sie auch auf die Situation in Düsseldorf ein und 
nannte Möglichkeiten, gegen Antisemitismus vorzugehen. Für Lisa Marie 
Sommerfeld, Mitglied der JAV, waren das wichtige Erkenntnisse: „Mir war 
gar nicht so bewusst, wie sehr das Thema auch hier bei uns in Düsseldorf 
eine Rolle spielt und ich finde es beängstigend, dass man davon so wenig 
mitbekommen hat bisher. Wenn Menschengruppen über ihre Ausreise re-
den, weil andere ihre Religion oder Herkunft nicht akzeptieren, dann ist es 
für mich an der Zeit zu handeln.“ Für das Jahr 2020 haben sich die 
Kolleg*innen vorgenommen, im Rahmen der politischen Arbeit im IG Metall 
Ortsjugendausschuss das Thema auch mit anderen Funktionär*innen in 
den Betrieben zu diskutieren und gemeinsam Aktionen zu starten.

Der Betrieb ist ein Ort, an dem Menschen zusammenkommen, zusammen 
arbeiten und zusammen leben. Diesen Raum nutzbar zu machen, um jun-
gen Menschen neben den fachlichen Kenntnissen auch Themen wie Demo-
kratie und Vielfalt in der Ausbildung zu vermitteln, war Ziel des vom Bundes-
programm „Demokratie leben“ geförderten Gelbe-Hand-Projektes „Aktiv im 
Betrieb für Demokratie und Vielfalt“. Das Projekt, das 2017 startete, ging nun 
nach zweijähriger Laufzeit zu Ende. Die Abschlussveranstaltung fand nun 
am 13. Dezember im DGB-Haus in Düsseldorf mit interessierten und in der 
(betrieblichen) Jugendbildungsarbeit aktiven Gewerkschaftskolleg*innen 
statt. Susan Paeschke, Geschäftsführerin von Arbeit und Leben NRW, und 
Dr. Klaudia Tietze, Geschäftsführerin des Kumpelvereins, eröffneten die Ab-
schlussveranstaltung zum Projekt „Aktiv im Betrieb für Demokratie und 
Vielfalt“. Nach einem Vortrag von Tim Ackermann vom DGB Bildungswerk 
NRW e.V. zum Thema „Herausforderungen für die betriebliche Präventions-
arbeit: die wirtschafts- und sozialpolitischen Vorstellungen der Extremen 
Rechten“ stellte Klaudia Tietze die Ergebnisse des Projekts vor. Das sind die 
Bildungsmodule für die betriebliche Ausbildung, die in Kooperation mit 
zwei Partnerbetrieben erarbeitet und angewandt wurden, mit der Evonik 
Industries AG und der Rheinbahn AG. Die drei erstellten Module beschäfti-
gen sich mit den Themenfeldern: „Kommunikation – Kritikfähigkeit – Kon-
fliktlösungskompetenz“, „Demokratiebildung“ und „Umgang mit rassisti-
schen Sprüchen“. Die erstellten Module und Handreichungen sollen dazu 
dienen, Ausbilder*innen das nötige Rüstzeug an die Hand zu geben, um 
diese Themen in die Ausbildung zu implementieren. „So kann der Betrieb 
als Handlungsfeld genutzt werden, um 
Demokratie und Vielfalt zu fördern und 
präventiv gegen rechtes, autoritäres 
und rassistisches Gedankengut vorzu-
gehen“, erklärte Geschäftsführerin Dr. 
Klaudia Tietze. 
Alle Module sind ab sofort abrufbar un-
ter www.gelbehand.de/aktivimbetrieb. 

v.l.: Susan Paeschke, Geschäftsführerin 
Arbeit und Leben NRW, Dr. Klaudia 
Tietze, Geschäftsführerin d. Gelben Hand

Foto: Christian Mansfeld, IG Metall Düsseldorf-Neuss

müht sich derzeit um eine Selbstverharmlosung 
um Anschlussfähigkeit an bürgerliche Milieus her-
zustellen. Dieser Täuschung darf man nicht auf 
den Leim gehen! Die AfD ist eine völkisch-autori-
täre Partei die Rassismus und Antisemitismus sa-
lonfähig macht und als parlamentarischer Arm 
der neurechten völkischen Bewegung auf der 
Straße verstanden werden muss.“ Abschließend 
fokussierte unsere Gelbe-Hand-Referentin, Sand-
ra Hoeboer, die betriebliche Ebene. Sie stellte die 
Maßnahmen und Projekte der Gelben Hand in der 
Arbeitswelt vor und zeigte auf, wie man Demokra-
tie und Antirassismus auch im Betrieb fördern 
könne, um rechtspopulistischem und rechtsex
tremem Gedankengut etwas entgegenzusetzen. 
„In unserem Projekt ‚Aktiv im Betrieb‘ arbeiten 
wir beispielsweise gezielt mit Azubis, damit The-
men wie Demokratie und Vielfalt von Anfang an in 
der Ausbildung präsent sind und so präventiv 
eine Sensibilisierung stattfindet.“ Der Betrieb und 
die Arbeitswelt sind Handlungsfelder, in denen 
Gewerkschaften wirken können – gegen jede 
Form von Diskriminierung und rechtem Gedan-
kengut, für eine solidarische Gesellschaft.  

www.gelbehand.de/aktivimbetrieb
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Neue Fördermitglieder
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch in den letzten Wochen konnten wir neue Fördermitglieder gewinnen. An 
dieser Stelle heißen wir alle herzlich Willkommen und bedanken uns sehr für 
die Unterstützung.

Nachfolgend die Namen:

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure 
finanzielle und ideelle Unterstützung! 

In Form einer Fördermitgliedschaft (Mindestbeitrag 36 € im Jahr) als auch 
durch eine Spende. Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen 
des Stickers, durch aktives Eintreten für Gleichbehandlung, gegen Fremden-
feindlichkeit und Rassismus am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft. 

Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuer-
lich abgesetzt werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquit-
tung ausgestellt. 

Wir sind für jeden Beitrag dankbar!

Vielen Dank 
Giovanni Pollice, Vorsitzender

Bunter gewerkschaftlicher Protest  
in Hannover und Braunschweig
Gewerkschaften gehen für Pressefreiheit und Demokratie 
auf die Straße 

Handreichungen für die betriebliche 
Ausbildung   
Broschüre des Monats 

Ende November zeigten die Gewerkschaften an zwei Demos starke Prä-
senz und klare Kante gegen Rechts auf den Straßen. In Hannover betei-
ligten sich die DGB-Gewerkschaften am 23.11. an der Gegendemo zu ei-
nem NPD-Aufmarsch, bei dem gezielt gegen kritische Journalisten 
gehetzt wurde. 7000 Bürger*innen gingen auf die Straße, um diesem 
Angriff auf die Pressefreiheit etwas entgegenzusetzen. Mit dabei war 
auch unser aktives und engagiertes Fördermitglied Andreas Pieper aus 
Hannover, der die Gelbe-Hand-Fahne trug und es damit bis in die Be-
richterstattung der abendlichen Tagesschau schaffte. Eine Woche spä-
ter ging es dann darum, ein deutliches Zeichen gegen den AfD-Parteitag 
in Braunschweig zu setzen. Unter dem Motto „Stoppt die AfD“ ging ein 
breites Bündnis aus Zivilgesellschaft, den Gewerkschaften und Politik 

Die Bildungsmodule der Gelben Hand zu den Themen 
Konfliktlösung, Demokratiebildung und Antirassismus 
sind entstanden im Rahmen des Projekts „Aktiv im Be-
trieb für Demokratie und Vielfalt“. Die Zielgruppe die-
ser Unterrichtseinheiten sind Auszubildende und Ju-
gendliche, die sich auf eine Ausbildung vorbereiten. Die Bildungsver- 
anstaltungen sind so aufgebaut, dass sie von Ausbilder*innen und ande-
ren Multiplikator*innen selbständig durchgeführt werden können. Ne-
ben der Beschreibung der Inhalte und des Ablaufs gibt es zur inhaltlichen 
Vertiefung für die Ausbilder*innen zusätzlich jeweils eine Handreichung 
pro Themenfeld. Die Broschüre „Gelungene Kommunikation und Kon-
fliktlösungskompetenz“ zeigt auf, wie man Konflikte kommunikativ auf 
der Grundlage von gegenseitigem Respekt im Ausbildungsalltag lösen 
kann. Die Handreichung zum Themenblock „Demokratiebildung“ ver-
mittelt Fachwissen zu Entwicklung und Aufbau moderner Demokratien 
sowie zu aktuellen Herausforderungen und Gefahren für die liberale De-
mokratie durch Rechtsextremismus. Die dritte Handreichung beschäftigt 
sich mit dem Thema „Antirassismus in der Ausbildung“. Hier werden ne-
ben einem theoretischen Abriss zur Geschichte, Definition und Wirk
mechanismen von Rassismus, praktische Tipps im Umgang mit rassisti-
schen Sprüchen vermittelt. Das Projekt wurde im Rahmen des Bundes- 
programms „Demokratie leben!“ des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend sowie von Evonik Industries AG, Rhein-
bahn AG, Deutscher Gewerkschaftsbund, Arbeit und Leben DGB/VHS 
Nordrhein-Westfalen e. V. sowie PSD Bank Rhein-Ruhr eG gefördert.
Die Bildungsmodule sowie die Handreichungen findet ihr unter: https://
www.gelbehand.de/werde-aktiv/aktiv-im-betrieb/

Letzte Erinnerung! 
Umstellung auf Mailversand: Wer das Magazin weiterhin in gedruck-
ter Form erhalten möchte, wird gebeten sich bei uns telefonisch 
(0211/4301193) oder per E-Mail (info@gelbehand.de) zu melden.

Wir wünschen  
ein frohes Weihnachtsfest
und ein friedliches 2020!

auf die Straße. Aktiv vorne dabei auch die DGB-Jugend und die lokalen  
Vertreter*innen der IG Metall, ver.di und der IG BCE, die auch Infomate

rialien des Kumpelvereins verteilten. 
Auch Annelie Buntenbach, DGB-Bun-
desvorstandsmitglied, nahm an der 
Demo teil. In ihrer Rede machte sie 
deutlich: „Wir brauchen demokrati-
sche Einmischung, in den Betrieben, 
auf den Marktplätzen, überall! Die AfD 
will diese Gesellschaft spalten, sie 
schürt Rassismus und sie steht, wie 
wir in Chemnitz sehen konnten, ganz 
offen gemeinsam mit organisierten 

Nazis auf der Straße. Diesen Feinden der Demokratie werden wir nicht 
das Feld überlassen! Unser Protest gegen die AfD muss laut sein, bunt 
und vielfältig, so wie heute.“ 

Fördermitglied Andreas Pieper setzt auf 
der Demo in Hannover mit der Gelben 
Hand ein Zeichen gegen Rechts.
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